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7) das Gymnasium zu Lingen (ebenda unter A. a. I. 160),

.

statt UVEUdaunter A. a. VI.’6), L) das Progymnasium zu

«
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iårgruotxitäixrncsovieitvorräth1g,

Yks EdUnkd Kkukly Seminar-Lehrer a. D.
(Berlin, Michaellirchplatz 6.)«

20 Pfenn-

VL Jahrgang. Berlin, den 1. Februar 1877. Ur. 5.

Juhqltt D e u t f che s R efich: Bekannttndes Reichskanzler-Amtesdie Berechtig.höher-.Unterrichts-Anftaltenbetreff. V. 27. Novbr 1876. —-— Herzogth. An halt I

Verfüg der Herzogl Anhalt. Regier.,den ReligionsunterrInder Volksschulebetreff. V. sk.Jan. 1877. —- Großherzogth.Baden: Landesherrl. Verordn., die Ver-
güt. der den Beamt. u.A»1«1gestellt·betVersetzungerwachsenenUnkostenbetreff.V· 30. April 1875. — Verfüg.des GroßherzoglSchulrath., die Konstatir. der Zivischengefälle
erledigt Schulstell. betreff. V.6. Dzbn1876. ——Verfüg.des Großherzogl Schulrathes, die Personalzulag. der HauptlehnanVolksschul. betreff. V.9.Dzbr.1876.—Ver-
ordn., die Vergüt· fiir Zugs- u. Reisekost der Lehr. an Volksschul.betreff. V.19·Dzbr. 1876. —- Königr. B a n er n: Minist.-Erl.,die Diäten der Distrikts-Schnlinfpettor. für
die Voritahme der Schulmsitationenbetreff. V. 6. Jan. 18j77.—- Minift.-Erl., die gewerbl. Fortbildungsschulein Sch. betreff. V. 8. Jan. 1877. — Freistaat Liib eck:

Pkiif,-Ordn.f.LehrerrnnnSchulvorsteher.V.21.Dzbr.1876. —Königr.Preußen: Minist.-Erl.,denGebrauchv. Drenftsieg.i.Schulinfpekiions-Sachenbetreff. V.26.
Oktbr. 1876· —- MtntsterralsErlaß die Verrechnung des Erlöses für unbrauchbare Baumaterialien bei Patronatsbauten betreff. V. l4. Oktbr. 1876. —An3ei gen· —-

B eilageg eb ühr It Reich-wart

DeutschezReich. Bruchsal (ebendaunter B. a. III. 2), B) das Progymnafium

Bekanutmachnng des Reichskanzler-Amtes, die Berechtigung hö-
zu Donpueschmgen(ebenda Unter B« a’ Ill· ZU O das Pro:

her-er Unterrichts-Anftalten betreffend. Vom 27. November 1876. gymnafmthuOffenb«Urg(»ebend(,lounter
B« a« m; 5)- 5) da»

Die in dem anliegenden Verzeichnisse ausgeführtenhöheren Progymnasium zu Pwrzhehm(bspher Vealgymnanun«Ebenga
Lehranstalten sind befugt, giltige Zeugnisse über die wissen- unserB· c· 1v« 3)- -6) dav Prpgymnamlmzu TauberbuchoW

schasuiche Qualifikation nir- den dauern-freiwilligen Manar- -
heim (ebenda Unter B· a« m« U

"
-

dienst auch ihren von der Theilnahme am Unterrichte in der Inz»Großherzogthum «Mecklenburg - StrelitzT das

griechischenSprache dispenstrten Schülern zu ertheilem insofern Gymnanum zu Neubrandeuburg (ebenda unter A. a. X. 2).

letztere an dem für jenen Unterricht eingeführtenErsatz-Unter-
E IV· Großherzogthnm Oldenbnkgs 1) das Gymna-

richte regelmäßigtheilgenommen und entweder die Sekunda ab- siUM zn Entin (·ek7end"aUnter Ä. a« XL 1), 2) das Marien-

folvirt oder nach mindestens einjährigemBesuche derselben ans Gymnnsinm zU Jevek (ebenda Unter A- a- XI--2)— .

Grund einer besonderen Prüfung ein Zeugniß des Lehrerkolle- V. Fürstenthum Reuß jüngere Linie: das Gymna-
giums übergenügendeAneignuug des entsprechenden Lehrpen- sium zu Schleiz (ebenda«unter A. a. XX. 2).
fUIns erhalten haben. , VI. Fürstenthum Schaumburg-Lippe: das Fürstliche

Die gleicheBefugniß, welche früher an andere, in der Gymnafium Adolfinum zu Bückeburg(ebenda unter A. n. XX1.).
Anlage nicht verzeichnete Anstalten ertheilt worden, ist erloschen.

«

.

Berlin, den 27. November 1876.

Das

RelchåkxnzlæAmL HerzogthumAnhalt
, , , ,

·

Verfügung der HerzoglichAnhaltischen Regierung, den Religions-
Berzeichntßderjenigen höheren Lehranstalten, welche unterricht in der Volksfchule betreffend. Vom 4. Januar 1877.

Ihrenvom«U.nterrtchtein der griechischenSprache dispensirten Wir finden uns veranlaßt, zur Erzielnug einer größeren
Sekulemgllnge ZeugnisseÜber die WissenschaftlicheBefähigung Gleichmäßigkeitin der Behandlung des Religion-Zumu-

fur den einjährig-freiwilligenMilitärdienst ertheilen dürfen. richtes in der Volksschule und bezw. aus Grund der mit

.

1· Königreich Preußen: 1) das Gymnasium zu Dem-
»

dem Herzoglichen Konsistorium gepflogenen Verhandlungen zu-

snmVerzeichnißvom 19. Januar d. J. S. 41, unter A.a.1, nächst Folgendes anzuordnen: —

-

JO,L) das Gymnasium zu Glückstadt (ebenda Unter As as I- 1) Von Ostern d. J. ab find in sämmtlichen Volksfchulen
»

Hy« Z) das Gywnassumzn Hannn (ebenda Unter A- a- I—176)- des Herzogthumes als Lehrbücherfür den Unterricht in

H) das GymnaimmzU Herford (ebenda unter A. a. I. 177), der biblischen Geschichte nur Zahn’s ,,biblifche Histo-
»

o) dflsGymnasmmzu Kreuzngch(ebenda Unter As as I- 216)- rien«, Ausgabe 73, und die in sehr vielen Schulen des-

O dle Ruck-MONEY zu Liegnitz(ebenda Unter Ä- n- I« l02)- Landes bereits eingeführten,,Biblifchen Gefchichten««von
L

Gerhard Heine zugelassen Eines dieser Bücher ist in

jeder Schule einzuführen und dem Unterrichte zu Grunde

zu legen. An allen Schulen, die nicht mehr als zwei
aufsteigende Klassen haben, steht die Entscheidung für
das eine oder das andere der genannten Bücher, sofern
nicht eines derselben schon eingeführt .ist, dem Lokal-

Schulinspektor nach Anhörung der betheiligteu Lehrer zu.

Jn allen Schulen, welche mehr.als zwei aufsteigende
Klassen haben, ist jedenfalls für die Oberstufe das Zahu’--

T)das Gymnasiumzu Meldors (ebenda unter A. a. I. 145),

ZädeGPMFIAÜUMzu Neuß (ebenda unter A. a. I. 219), 10) ,

dcksfymnassumzn Neustettin (ebenda unter A. a« I. 62), U)
Gymnastumzu Plöu (ebenda unter A. a. 1. 146), ta) das

Gymncissnmzn Soest (ebenda unter A. a. l. 184), 13) das
Gymnasinm In Verden (ebenda unter A. a. I. 166).

11«GroßherzogthumBaden:OchsGymlmsintnzn RU-
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sche Buch einzuführen, während auf der Unter- und
Mittelstuse mit Genehmigung des Dirigenten, bezw. Lo-

kal-Schulinspektors auch das Heine’scheBuch gebraucht
werden kann. Eine spätere Aendernngder getroffenen
Wahl bedarf unserer Genehmigung.

Zu Pfingsten d. J. erwarten wir Bericht der Kreis-

Schulinspektoren über die in allen einzelnen Schulen ih-
rer Aufsichtskreise eingeführten Lehrbücherder biblischen
Geschichte.
Der Lehrstoff der biblischen Geschichte ist aus der Ober-

stuse in zwei Jahren so zu absolviren, daß in dem ei-
nen Schuljahre das alte, in dem andern das neue Te-
stament behandelt wird. Davon ist im Sommerhalb-
jahre die Geschichte bis zu Moses Tod, bezw. bis zum

Einznge Jesu in Jerusalem zu erledigen. Da die bibli-

sche Geschichte des alten Testamentes mannigfach sorg-
fältiger behandelt worden ist als diejenige des neuen,
so soll in allen denjenigen Oberklassen, welche zwei oder

mehr Schnljahre umfassen, zu Ostern 1877 mit der Ge-

schichte des neuen, zu Ostern 1878 aber mit der Ge-

schichte des alten Testamentes begonnen werden. An

Schulen mit größeren Klassensystemen ist darauf Be-

dacht zu nehmen, daß mit dem Unterrichte in der bitt-

lischen Geschichte auf der Oberstufe auch eine genauere

Einführung der Kinder in die Bibelkunde sich verbinde.

Selbstverständlich ist der Unterricht in der biblischen
Geschichte auch aus der Unter- und Mittelftufezu pfle-
gen. Die Schnlinspektoren bezw. Schuldirigenten wer-

den aber darauf achten, daß diesen Stufen nur eine der

2)

Fassungskraft der Kinder angemessene allmählichan Um-
’

fang zunehmende Auswahlvon Geschichtengeboten werde.
«

Z) Da einheitliche Bestimmungen über die Behandlung des

Katechismus-Unterrichtes für das ganze Land zur Zeit
»nicht angänglich erscheinen, so fordern wir die Kreis-

Schulinspektoren aus, für die Oberstusen derjenigen Schn-
len ihres Bezirkes, die eigenen Dirigenteu nicht«unter-

stellt sind, den Lehrstoff der verschiedenen eingeführten
Katechismen auf zweijährigeKurse zu vertheilen und

den Vertheilungspkanbis zum l. Mai d. J. unserer
Genehmigung zu unterbreiten.

-

An größerenSchulen mit eigenen Dirigenten haben
die letzteren, so weit es in den eingereichten und geneh-
migten Lehrplänen noch nicht geschehen sein sollte, einen

- Lehrplan für den Katechismusunterricht aufzustellen
4) Die Einführung eines neuen Spruchbnches in den Volks-

schulen des Herzogthumes für Ostern 1877 wird von

uns vorbereitet.

Dessau, 4. Januar 1877.
«"

Herzogiich Anhartische Regierung.
Abtheilung für das Schulwesen-

Oelze.

GroßherzogthumBaden.

Landesherrliche Verordnung, die Vergütung der den Beamten
nnd Angestellten bei VersetzungenerwachsendenUnkosten betreffend.

(

Vom 30. April 1875. -

Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen Um die Bestimmungen über die Ver-

. gütung von Zugs-kosten der Beamten und Angestellten den der-

maligen Verhältnissenanzupassen, haben Wir nach Anhörung
l
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. Unseres Staatsministeriums unter Aufhebung Unserer Ver-

ordnung vom 26; Februar 1852 und der mit Unserer Geneh-
migung erlassenen Verordnung des Finanzministeriums vom 14.

Februer 1853 beschlossenund verordnen, wie folgt:

§. l. Den im Staatsdienste stehenden Beamten und den

i durch eine der oberen oder mittleren Staatsbehörden ernann-

ten Angestellten, welche auf einen Dienst versetzt werden, der

eine Veränderung ihres Wohnsitzes zur Folge hat, wird mit

Ausnahme der im §. 11 erwähnten Fälle eine Vergütung der

Zugskoften gewährt

§. 2. Diese Vergütung besteht:
I. Für Beamte und pensionsfähigeAngestellte

l. in einer ohne Rücksichtauf die zurückzulegendeWegftrecke
bemessenen Summe für allgemeine Unkosten;

L; in einem nach der Länge des zurückzulegendenWeges
sich richtenden Ersatze für Transportkosten;

3. im Falle des §. 8 in Zehrungskostenersatz;
4. im Falle des §. 9 in Miethzinsentschädigung.

II. Für nicht pensionsfähige Angestellte neben der even-

tuellen Entschädigung im Falle des §. 8 und des §. 9 an Stelle

der vorstehend unter I. Ziffer l und 2 bestimmten Vergütung
in dem Ersatze der nachgewiesenen wirklichen Aus-lagen, soweit

diese den Betrag der den pensionsfähigenAngestellten der VI.

Dienstklasse (§. 4) gewährten Vergütung nicht übersteigen. Als
«

Ersatz des Aufwandes für die persönlichenBedürfnisse ist unter

den wirklichen Auslagen die geordnete Diät und zwar bei le-

digen im einfachen, bei verheiratheten oder verwittweten Bedien-

steten im doppelten Betrage zu berechnen.
§. 3.« DieGröße der nach I. Ziffer 1 und 2 des vorher-

E gehenden Paragraphen zu gewährendenVergütungenrichtet sich
nach den Dienstklassen, in welche die Beamten und Angestell-
ten durch Unsere Verordnung vom 26. Februar 1874 bezüglich
der Gewährung von Wohnungsgeldzuschüsseneingetheilt find.

Von den nicht zum Bezüge des Wohnungsgeldzuschusses
berechtigten Bediensteten haben bei Umzügen zu erhalten

die Bezirksärzte die Hälfte der Vergütung der III.

Dienstklasse,
die mit Staatsdienereigenschast angestellten Bezirksassi-

stenzärzte die Hälfte der Vergütung der IV. Dienstklasse,
die Notare und Steuerperäquatoren die Vergütung

der V. Dienstklasse.
Alle übrigen Beamte und pensionsfähige Angestellte, wel-

chen ein Anspruch aus Wohnungsgeldzuschußnicht zusteht, ex-
halten die Vergütung nach der IV. beziehungsweise-nachder

v1. Dienstnasse
f

Die für die Vergütung von Zugs-kostenfestgesetzteKlassen-
eintheilung präjndizirt in keiner Weise dem Dienstrange oder

der dienstlichen Stellung der Bediensteten.
-

§. 4. Die Vergütung beträgt bei verheiratheten oder ver-

wittweten Bediensteten
-

für allgemeine an Transportkoften
Kosten für jeden Kilometer

der Dienstklasse I. . . 400 M. 4 M. 50 Pf.

» »
Il. . . 320 4

,,
-—

,,

» »
Ill. . . 200

» 3 ,,." 20
»

» »
IV. . . 160

» 2 ,, 80
,,

» »
v. . . 100 « ·1

,, 50 —-

» ,,
VI. . . 40

»
l

»
—

»

Die Umzugskostenwerden stets nach den Ansätzenfür die-

jenige Diensttlasse vergütet, zu welcher der Diener vor der Ver-

setzung gehörte.
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.H MA-

Vorsiehender für den Transport auf der Land- oder Was- i

fes-Straße giltige Tarif erfährt in den Fällen, in welchen die

Eisenbahn benutzt werden kann, folgende Abänderungen:
1« Liegt sowohl der Ort des Abzngesals auch der Ort

des Anfzuges weniger als drei Kilometer von der näch-

sten Güterstation entfernt, so wird die Vergütung für
allgemeine Kosten um 25 Prozent erhöht, dagegen
die Streckenvergütung um 50 Prozent ermäßigt.

2. Bei größerer Entfernung eines der beiden Orte wird
die nach Ziffer 1 für den Eisenbahntransport zur An-

wendung kommende Vergütung für allgemeine Ko-
sten nm 10 Prozent und wenn beide Orte mindestens
drei Kilometer von den nächstenGüterstationen entfernt
liegen, um 20 Prozent erhöht. Zur Berechnung der

Streckenvergütung wird im ersteren Falle für die

ganze Strecke der längeren Zusahrtsstraße,im letzte-
ren Falle für die ganze Länge der beiden Zufahrtsstra-
ßen der Straßentarif und für die dazwischen lie-

gende Eisenbahnstreckein beiden Fällen die um 50 Pro-
zent ermäßigteStreckentaxe in Anwendung gebracht.

Jn allen Fällen, in welchen nach dem Eifenbahntarife für
sich allein oder nach dem mit dem Straßentarife kombinirten
Tarife sich eine höhereZugskostenvergütnngals bei Berechnung
der Vergütung nach der kürzestenStraße ergiebt, wird indessen
nur letztere gewährt.

§. 5. Ledige Bedienstete erhalten an Stelle der im §. 4

bestimmten Aversalvergütungen den Ersatz der nachgewiesenen
wirklichen Auslagen, soweit diese die Hälfte der nach vorste-
hendem Tarise festzusetzendenVergütung nicht übersteigen.Un-
ter den wirklichen Auslagen ist als Ersatz des Aufwandes für
die persönlichenBedürfnissedie geordnete Diät zn berechnen.
§. 6. Für die Bestimmung der Länge der Straßen (Land-

«

und Wasserstraßen),sowie der Eisenbahnen find die amtlichen
Bekanntmachungenmaßgebend.

Bruchtheile von Kilometern bleiben außer Berechnung.
Führen mehrere inländischeStraßen oder Bahnlinien vom

Orte des Wegzuges zu jenem des Aufzuges, so giltdie kürzeste
Strecke als maßgebend.

Wird statt der inländischeneine kürzere Straße Oder

Bahnlinie außerhalbLandes, wenn auch nur für den Trans-
port des Hausrathes benutzt, so kommt nur die Länge der kür-

zeren Strecke in Betracht.
’

§..7. Wird ein Diener aus »demPensionsstande unter

Zurückzlthngder Pension zur Dienstthätigkeitberufenund des-

halb öUM UMnge genöthigt, so ist für die Berechnung der

äsgskostenvekgütungdie Dienststelle maßgebend, welche er un-

det hat.

Pensionäre,welchen als solchen ein Nebendienst übertragen
wird, erhalten eine Vergütungder Zugskosten nach den Bestim-
mungen des §. 2 II.

Als Ort des Abzuges gilt der Wohnsitzdes Pensionäres,
sznnd wo dieser Wohnsitzaußerhalb des Großherzogthumessich

befindet und vom Orte des Aufzuges entfernter ist, als der

IskainländischeWohnsitz,dieser letzte Wohnsitz innerhalb:
»andes.

§« s« .War ein Verheiratheteroder verwittweter Bedienste-
ter nachfeiner Ankunft am Auszugsorte genöthigt, mehr als 4

Tage Im Gasthause zUzubringen, so wird ihm für diese Zeit,
IsachAbzug der Ersten vier Tage, die ordentliche Diät bewil-
ligt. Nothwendigkeit und Dauer des Aufenthaltes im Gast-

«

ttelbar vor seinem Uebertritte in den Pensionsstand beklei- i
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hause sind nachzuweisen. Bei einem voraussichtlich länger als
H- Tage nothwendigen Aufenthalte im Gasthause hat der Be-

dienstete die spezielle Ermächtigung seiner vorgesetzten Behörde
zum Umzuge einzuholen, widrigensalls der Zehrungskostenerfatz
nur, für einen Aufenthalt im Gästhanse von 10 Tagen gelei-
stet wird.

§. 9. Hat der versetzteDiener für die Zeit, für welche
er am Orte des Aufzuges Miethzins erlegen muß, auch solchen
am Orte des Abznges noch fortzuentrichten, so wird ihm
letzterer insoweit rückvergütet,als die Dauer der Miethe die

ortsübliche nicht überschreitet,für den zu entrichtenden Mieth-
zins nicht durch Aftermiethe Schadloshaltung erlangt werden

kann und der Miethzins den doppelten Betrag des gesetzlichen
Wohnungsgeldzuschusfes für diejenige Dienstklasse, nach welcher
für den Betreffenden die Zugskostenvergütungberechnet wird-
nicht übersteigt.

Ein solcher Aufwand ist besonders nachzuweisen.
’

§. 10. Wird ein Bediensteter auf einen Dienstposten an-

ßerhalb Landes versetzt oder von einem solchen in —das Groß-

herzogthum zurückversetzt,so wird der wirklich erforderlich Zugs-: -

kostenaufwand vergütet oder für diesen ein den Umständen ent-

sprechender Aversalbetrag angewiesen. Für Umzüge von Be-

diensteten der Eisenbahn- und Zollverwaltung, welche an be-

nachbarten Orten außerhalb Landes ihren Stationsort haben,
finden jedoch die Bestimmungen der vorhergehenden Paragra-
phen Anwendung
§. Il. Eine Zugskostenvergütungwird nicht gewährt
1. bei der erstmaligen Anstellung in einem Dienste der Zi-

vilstaatsverwaltung des Großherzogthumes(§. 1).
Als erstmalige Anstellung gilt auch die Wiederanstel-

lnng solcher Personen, welche aus einem Dienste der

Zivilstaatsverwaltung entlaser oderfreiwillig ausgetre-
«

ten waren.
L. bei einer Versetzung zur Strafe, sofern nicht die Dienst-
polizeibehördenach den Umständen des Falles die Ver-

gütung der Zugskoften ganz oder theilweise ausdrücklich
bewilligt.

12. GegenwärtigeVerordnung findet auf die am Tage
der Verkündigungin Ausführung begriffenen oder später statt-
findenden Umzügevon Staatsbediensteten Anwendung.

Gegeben zu Karlsruhe, den 30. April 1875.

Friedrich.
Ellstätter·

Auf Seiner KöniglichenHoheit höchstenBefehl:
Gaier.

Verfügung des GroßherzoglichenSchulrathes, die Konstatirung
der Zwischengefälleerledigter Schulftcllen betreffend.

Vom 6. Dezember 1876.
·

Nachdem die auf Grund des §. 65 des Volksschulgefetzes
vom 28. August 1835 früher ftattgehabte Erhebung von Zwi-
schengefällenerledigter Unterlehrerftellen für den Schullehrer-
Pensions- und Hilfsfond mit der Wirksamkeit des Elementar--

Unterrichtsgesetzesvom 8. März 1868 in Wegfall gekommen,
ist auch unsere über jenen Gegenstand getroffene allgemeine An-

ordnung vom LI. Januar 1865 Nr. 1099 hinfällig geworden,
und sind hinsichtlich der Behandlung des Einkommens der Un-

terlehrerftellen während ihrer Bakatur nunmehr lediglich die Be-

stimmungen in §. 7 der Ministerial-Verordnung VVM 27i Fe- .

bruar 1869 maßgebend.
Behufs der Konstatixungderdem Schullehrer-Pensions-
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und Hilfssond forthin zukommenden Einkommensüberschüsseer-

ledigter Hauptlehrerstellen sehen wir uns im Hinblicke auf
87 Abs. 2 des Gesetzes vom s. März 1868-is die §§. 4 und

5 der Ministerialverordnung vom 27. Februar 1869 und auf
die §§. 42, 50 und 55 des Gesetzes vom 19. Februar 1874Mj

veranlaßt, unter Aufhebung unserer Generalverftigung vom 9. ;

April 1863 Nr. 3585 folgende Anordnung zu treffen:

erledigte Volksschulhauptlehrerstelleneu ernannten Hauptlehrers
ist jeweils zugleich darüber zu berichten:

a. mit welchem Tage der abgegangene Hauptlehrer aus

denen Einkommen getreten ist;
b. ob die erledigte Stelle für die ganze Dauer oder für

welchen Abschnitt der Vakaturzeit durch einen eigenen
Schulverwalter versehen wurde, oder ob und für welche

Zeit der Vakatnr eine Mitversehung durch andere und

welche Lehrer oder aber gar keine Dienstversehung statt-
T

gefunden hat·
2. Hat eine zu Vergütungsanspruch berechtigende Mitver-

sehung stattgefunden, für welche die Kosten noch nicht berechnet
und angewiesen sind, so ist von den betheiligteniLehrern eine

nach Abschnitt I. der Ministerialverordnung vom 17. Juli 1874

eiiigerichtete Berechnung derselben zu erheben und mit vor-

«zulegen.
.

· - « «

-

«

s .3. Die Erstattung dieser Anzeigen und eventuell Borlagen
l auf den lö· April jeden Jahres anher vorzulegen oder aber,

wegen Mitversehnng hat alsbald nach dem Dienstantritte des

neuen Hauptlehrers durch die örtliche Schulauffichtsbehördean

die vorgesetzte Kreisschulvisitatur zu erfolgen, welche ihrerseits
diese Vorlagen prüfen und solche — nöthigenfalls nach erfolg-
ter Richtigstellung —- ohne Verzug hierher einsenden wird.

Karlsruhe, den 6. Dezember 1876.
·

GroßherzoglicherOberschulrath.
Nokk.

Kramer.
An

»

die Großh. Kreisschulvisitatnren und die ört-

lichen Anfsichtsbehördender Volksschulen.
Nr. l7,123. «

Verfügung des GroßherzoglichenSchulrathes, die Personalzula-
gen der Hauptlehrer an Volksschulenbetresfeiid.

Vom 9. Dezember 1876.
»

Zum Vollzuge des §. 59 des Gesetzes vom 19. Februar
1874 wird mit Ermächtigung Großh.Ministeriums des Innern
vom 13. d. Mts. Nr. 17895 unter Aufhebung des §. 13 der

Verordnung vom 27. November 1868 den Volksschulbehörden
und Lehrern Folgendes zur Nachachtung bekannt gegeben: .-

1. Das Bezugsjahr für die Personalzulagen der Volks-
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«im Einkommen dieser Stelle selbst keine Aenderung eintritt,
welche nach §. 59 Abs. 4 des Gesetzes eine Minderung oder

Zurückziehungderselben zur Folge haben müßte, unverändert
fortentrichtet, ohne daß es hierzu alljährlich einer besonderen
Meldung von Seiten des betreffenden Lehrers bedarf.

Diejenigen Volksschulhauptlehrer aber, welche ssich zur Ein-

» » » .
weisung in den Genuß einer erstmaligen Personalzulage oder

l. Mit der Anzeige über den Dienstantritt des auf eine : in einen höheren Betrag derselben für gesetzlichberechtigt hal-
ten, haben ihre desfallsigen Ansprüche in von der örtlichen

Schulaussichtsbehördebeglaubigten Eingaben, in welchen ihr

.
jährlichesEinkommen an festem Gehalte und Schulgeld, sodann

dem innegehabten Schuldienste und dem damit verbun- -

schulbauptlehrer läuft vom 1. Mai zum l. Mai, und beginnt .

daher der Bezug für diejenigen Lehrer, bei welchen die gesetzli-
chen Voraussetzungen dazu zwischen 1. Mai und l. November

eintreten, mit letzterem Tage und für diejenigen, bei welchen
«

jene Voraussetzungen zwischen l. November des einen und 1. ;

Mai des folgenden Jahres eintreten, mit 1. Mai des letzteren
Jahres.

das bis dahin abgelaufene Bezugsjahr von der diesseitigenBe-

hörde konstatirt und zur Zahlung angewiesen.

Die)Deutsche Schulgefetz-Samnil. Jahrg. 1873 Nr. 9 u. ff.
M) Deutsche Schnlgefetz-Samml. Jahrg. 1874 Nr. 14 n. ff.

der Tag ihrer erstmaligen definitiven Anstellung und des An-

trittes ihrer zeitlichen Stelle anzugeben ist, zu begründen.

Desgleichen haben die Hauptlehrer, welche im Laufe des

Bezugsjahres gegen ihren Willen im Interesse-des Dienstes ver-

setzt wurden, und auf Grund des §. 59 Abs. 7 des Gesetzes
Anspruch auf Fortbezng ihrer Personalzulage machen zu können

glauben, diesen Anspruch in besonderen Eingaben, in welchen
das Einkommen sowohl der verlassenenals der neu bezogenen

; Schulstelle nachzuweisen ist, geltend zu machen.
Z. Die nach O. Z. 2 Abs. 2 und 3 erforderlichen Einga-

ben sind spätestens bis 1. April jeden Jahres bei den vorge-

setzten Kreisschulvisitaturen einzureichen. Letztere haben diese
Eingaben zu sammeln und solche mit gutachtlichem Berichte
über das sittliche Verhalten und die Leistungen der Bewerber

wenn keine solcheGesuche eiiigekommensein sollten, Fehlanzeige
zu erstatten.

Karlsruhe, den 19. Dezember 1876.

GroßherzoglicherOberschulrath.
Nokk.

Nr. 17714. Krapf.

Verordnung, die Vergütung für Zugs- und Reisekosten der Leh-
rer an Volksschulenbetreffend. Vom 19. Dezember 1876.

Zum Vollzuge der die Zugs- und Reisekosten-Vergütungen
der Lehrer betreffenden Bestimmungen der §§. 36 und 79 des

Elemeiitarunterrichtsgesetzes vom 8. März 1868-I wird unter

Aufhebung der §§. l—5 der Verordnung vom 27. November«
1868 verordnet, was folgt:
§. l. Wenn ein Hauptlehrer Vergütung der Zugs-kosten

anzusprechen hat (§· 36 Abs. 2 des Gesetzes), so wird solche
durchweg nach den Bestimmungen der landesherrlichen Verord-

nung vom 30. April 1875 und zwar, sofern nicht nach §. 5

dieser Verordnung etwa nur die erwachsenen wirklichen Ausla-

gen zu vergüten sind, mit Zugrundlegimg der Tarifsätzeder

Vl. Dienstklasse bemessen.

§. L. Schulgehilfen erhalten eine Zugskostenvergütungin
der Regel nur dann, wenn die Versetzungweder auf ihr An-

T suchen, noch in Folge eines Verschuldens von ihrer Seite aus-

gesprochenwurde.
.

Bei der erstmaligen Verwendung sowie bei der Wieder-ver-

. . . »
I wendung nach ersolgteni Austritte oder nach erhalteuem Ur-

Dle Personals-Magen werden alllahmch auf 1« Mal sur 3
laube werden in der»Regel keine Zugskosten vergütet. -

Ausnahnisweise kann eine solche Vergütung namentlich
. . . . - dann bewilligt werden wenn eine Verwendung blos zur vor-

2. Die einmal bewilligte Personalzulage wird, solan e ; » ,
..

«

»
»

sich der Lehrer auf der gleichen Hauptlehrerstelle befindet, Uksd; ubergehenden Aushtlfe erfolgte und der Betreffende am Schlusse
derselben wieder außer Dienst gesetztwird. ,

»I)Deutsche Schulgesetz-Samml. Jahrg. 1873 Nr. 9 n. ff.
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§. e. Die Zugskostenvergütungder Schulgehilfsn besteht

in dem Ersatze der nachgewiesenen Auslagen und zwar

«a. für verheirathete und verwittwete Schulgehilfen bis zum

Betrage der nach 4 der angeführten Verordnung vom SO.

April 1875berechneten tarifmäßigenVergütung der Vl. Dienst-

klasse.
b. für Schulgehilfen ledigen Standes bis zum hälftigen

Betrage dieser tarifmäßigenVergütung.
Unter den wirklichen Auslagen ist·für die persönlichenBe-

dürfnisse für jeden angefangenen, zum Umzuge nöthiger-
weise verwendeten Tag die volle geordnete Diät von 5 M,

«

und zwar bei ledigenSchulgehilfen im einfachen, bei verheira-
theten oder verwittweten Schulgehilfen aber im doppelten Be-

trage in Ansatz zu bringen.

Für seine Person und Familie darf der Schulgehilfe bei

Benutzung der Eisenbahn die Taxen der dritten Wagenklafse
und im Uebrigen die Taer der regelmäßigenPostverbindun-
gen in Anrechnung bringen. Wo solche Verkehrsmittel fehlen
und die Entfernung über 12 Kilometer beträgt, oder der Weg
aus besonders namhaft zu machenden Gründen nicht zu Fuß
zurückgelegtwerden kann, ist der Schnlgehilfe berechtigt, die

voraus zu verakkordirenden Kosten eines einspännigen Fuhr-
werkes in Anspruch zu nehmen.

-

§. 4. Längstens 4 Wochen nach dem Eintreffen in dem

neuen Bestimmungsorte soll der Lehrer, welcher Anspruch auf
Zugskostenvergütung«hat,.die nach obigen Bestimmungen ein-

gerichtete Berechnung derselben beziehungsweisedas Auslagen-
verzeichnißauf dem geordneten Wege dem Oberschulrathe zur

Prüfung und Zahlungsanweisung vorlegen. Dem Auslagen-
Verzeichnisse find, soweit thunlich, und namentlich für benutzte
besondere Fuhrwerke Belege anzuschließen,und muß dasselbe
ferner Tag und Stunde der Abreise und der Ankunft sowie
eine Angabe darüber enthalten, ob der Anspruchsberechtigte
Verheirathet, oerwittwet oder ledigen Standes ist.

§. b. Etivaige Bezüge für Dienfireisen richten sich, so weit

nicht besondere Bestimmungen getroffen sind, nach der landes-

herrlichen Verordnung vom ö. November 1874.

Kalsruhe, den 19.. Dezember 1876.

GroßherzoglichesMinisterium des Innern.
Stösfer.

KönigreichBayern.
Ministerial-Erlaß,die Diäten der DistriktssSchulinspektoren für

die Vornahme der Schulvisitationen betreffend.
Vom 6. Januar 1877.

Staatsministerum des Jnnern fiir Kirchen- und

Schulangelegenheiten. Auf den Bericht im bezeichneten
Betreffe vom ll. Oktober v. J. wird nach vorgängigem Beneh-
men und im Einverständnissemit dem k. Staatsministerium
der Finanzen zur Entschließungerwidert, daß hinsichtlich der

rechnerischeu Prüfung der Liquidationen der Distrikts-Schul-
Jnspektoren die Anordnungen der Bekanntmachnng vom L.

,März«l·875, die Aufrechnnng der Taggelder und Reisekosten
bei auswärtigen Dienstgeschäftender Beamten und Bedienfteten
Des Zivilstaatsdienstes betreffend —- Finanz-Minist.-Bl S. 46

—- UUßerAnwendung zu bleiben haben und es hierwegen bei

dem seitherigen, durch die Entschließungdes k. Staatsministe-
riums des Jnnern vom 8. März 1839 Nr. 4664 —- Döllinger

Bayern; Die gewerblicheFortbildungsschulein Sch. Vom 8. Januar 1877. 74

V. O. Samlg. Bd. 24. S. 321 — geregelten Verfahren belas-
sen werden kann. .

München, den 6. Januar 1877.

gez. Dr. von Lutz.
- Der Generalsekretär:

Ministerialrath
Au gez. v. Bezold.

die k. Regierung, Kammer des

Innern von Oberbaiseru.
Nr. 70.

Ministerial-Erlaß,die gewerbliche Fortbildungsschule in Sch. be-
«

treffend. Vom 8. Januar 1877.

Staatsministerium des Innern für Kirchen- und

Schulangelegenheiten. Auf den Bericht vom 9. Septem-
ber v. J. bezeichneten Betreffs wird der k. Regierung, Kammer

des Jnneru, im Einverständnisse mit dem k. Staatsministerium
des Innern Nachstehendes erwidert:

Nach §. 142 der Reichsgewerbeordnung find die Ortssta-
tuten in den von diesem Gesetze als zulässig erklärten Fällen
auf Grund eines Gemeindebeschlufses abzufassen.

Die beiden im Gesetze gebrauchten Ausdrücke »Ortsstatut«
nnd »Gemeindebeschluß«sind aus der preußischenLandesgesetz-.
gebung herübergenommen und daher in jenem Sinne zu ver-

stehen, welcher ihnen nach dieser Gesetzgebung zukömmt.
Nach preußischemRechte aber sind Ortsstatuten solche An-

ordnungen, welche die allgemeinen Vorschriften für die einzelnen
Gemeinden nach Maßgabe ihrer Besonderheiten in den gesetzlich
zulässigen Fällen ergänzen. Die Ortsstatuten sind von der Ge-

meinde durch Gemeindebeschluß,in Städten durch Beschlußdes

Magiftrates nnd der Stadtverordnetenversammlnngaufzustellen
und bedürfen durchweg höherer Genehmigung. Unter Gemein-
debeschlüssenwerden nach der preußischenGesetzgebungBeschlüsse
der Gemeindeversammlung,beziehungsweise der diese vertreten-

den Gemeindeverordneten verstanden. —

Demgemäß ist im Sinne des §.142 der Reichsgewerbe-
ordnung unter dem in diesem Paragraphen gebrauchtemAus-
drucke ,,Gemeindebeschluß«der Beschluß der Gemeindeversamw
lung, beziehungsweise, soviel die Gemeinden mit städtischer"Ver-
fassung anlangt, der dem Beschlusse des Magistrates beistim-
mende Beschlußder Gemeindebevollmächtigtenzu verstehen.

Jm gegebenen Falle ist die Erlassung des die Einführung
obligatorischen Fortbildungsunterrichtes bezweckendenOrtsstatu-
tes nnd hiermit in Verbindung sdie Aufhebung der Sonn- und

Feiertagsschule zu Sch. lediglichvom Gemeindeausschussebeschlos-
sen worden.

.

Dieser Beschluß erscheint nach dem oben Dargelegten nicht
( als genügend, sondern bedarf noch der Zustimmungder Ge-

meindeversammlung.
·«

Die k. Regierung, Kammer des Innern, erhält daher die

einbeförderten Verhandlungen mit dem Auftrage zurück,die im

vorliegenden Falle gesetzlicherforderliche Beschlußfassungder Ge-

meindeversammlnng zu veranlassen und eventuell die hiernach
ergänzten Akten wieder vorzulegen. —- I

München, den 8. Januar 1877.

gez. Dr. von Lutz. «-

Der General-Sekretär:

Ministerialrath
gez. v. Bezold.,

An
die k..Regierung, Kammer des Innern, von N-

Nr. 13272.
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ireistaat Witwen

Prüfungs-Ordnungfür Lehrerinnen und Schnlvorstcherinnen.
Vom 21. Dezember 1876.

Mit Rücksicht auf die Bestimmungen im Art. 34 des Ge-

setzes vom 29. September 1866, das Unterrichtswesen im Lü-

beckischenFreistaate betreffend, hat das Ober-Schulkollegium in

Betreff der Prüfung von Schulvorsteherinnen und Lehrerinnen
für Volksschulen sowie für mittlere und höhere Mädchenschulen
die nachstehenden Anordnungen zu erlassen beschlossen:

«

1. Prüfung der Lehrerinnen.
§. 1. Die Prüfung wird vor einer vom Ober-Schulkolle-

gium ernannten Kommission abgelegt, welcher der Schulrath
und mindestens noch Vier andere Fachmännerangehörenmüssen.

§. 2 Die Prüfung der Lehrerinnen für Volksschulen ist
mit derjenigen der Lehrerinnen für mittlere und höhere Mäd-

chenschulen zu verbinden.

§. Z. Jährlich findet in der Regel eine Prüfung Statt.

Der Termin derselben wird von dem Qber-Schulkollegium fest-
gesetztund bekannt gemacht

·

§. 4. Zu der Prüfung werden nur solche Bewerberinnen

zugelassen, welche das 18. Lebensjahr zurückgelegthaben;
. §. 5. Die Meldung zur Prüfung muß spätestens-vier Wo-

-

chen vor dem angesetzten Termine bei dem Qber-Schulkollegium

erfolgen, unter der bestimmten Angabe, ob die Prüfung für

Volksschulen oder für mittlere und höhere Mädchenschulenge-

wünscht wird.

Der Meldung find beizufügen:

1) ein selbstgefertigter und selbstgeschriebenerLebenslauf,
auf dessen Titelblatte der vollständige Name, der Ge-

burtsort, das Alters die Religion, beziehungsweise
Konfefsion, der Wohnort und die Wohnung der Be-

werberin angegeben ist;
L) ein Geburts- oder Taufscheim
Z) die Zeugnisse über dies bisher empfangene Schulbu-

dung, etwaige Lehrthätigkeit und etwa schon bestan-.
dene Priisuugen;

4) ein amtliches Führungszeugnißz
5) ein ärztlichesZeugnis; darüber, daß sich aus dem Ge-

sundheitszustande der Bewerberin ein Hinderniß ge-

gen Uebernahme eines Lehramtes nicht ergiebt.
Vor Beginn der Prüfung haben sich die Bewerberinuen

den Mitgliedern der Kommissionpersönlichvorzustellen.
Die Prüfung ist eine theoretische —- schriftliche und ;

mündliche —- und eine praktische.

§. 7. Jn der schriftlichen Prüfung haben sämmtliche
Bewerberinnen einen deutschen Aufsatz anzufertigen und einige
Rechenaufgaben zu lösen. Diejenigen, welche die Befähigung
für mittlere und höhere Mädvchenfchulenerlangen wollen, haben
auch ein sranzösischesund ein englisches Exerzitium zu fertigen.

«

§. 8. Die Aufgaben werden von der Kommission bestimmt.
Bei den Uebersetzungen in eine fremde Sprache ist der Gebrauch
des Wörterbuches gestattet.
§.. 9. Die Arbeiten (§. 7) werden unter Aufsicht und in

Klausur gefertigt. Für die deutsche Arbeit sind drei, für Rech-
uen und die Exerzitien je zwei Stunden bestimmt.

§. 10. Die mündliche Prüfung wird vor der gesammten
Kommission abgelegt fund verbreitet sich über die Erziehungs-
und Unterrichtslehre, sowie über sämmtliche obligatorische Lehr-
gegenständeder Volksschule, bezw. der mittleren und höheren
Mädchenschule.
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§. 11. Die praktische Prüfung (Probelektion) wird thunlichst
in einer Mädchenschulederselben Kategorie abgelegt, für welche
die Bewerberin die Befähigung erlangen will.

·Die Aufgaben werden von der Kommission bestimmt und

den Bewerberinneu spätestens 24 Stunden vor dem für Able-

gung der Probelektion bestimmten Termine gegeben.

Für jeden Gegenstand ist eine schriftlich ausgearbeitete Dis-

position einzureichen.
»

-

§.12. Von den Bewerberinnen, welche die Befähigung
für Volksschulen erlangen wollen, ist in den einzelnen Lehrge-
genständen nachzuweisen:

1) Jn der Religion: Bekanntschaft mit der heiligen
Geschichte alten und neuen Testameutes in ihrem Zu-
sammenhange, sowie mit den Hauptthatfachen der

Kirchengeschichte,Kenntniß des Schauplatzes der hei-
ligen Geschichte. Die Bewerberin muß im Stande

sein, eine biblische Geschichte im Anschlusfe an die

Ausdrucksweise der Bibel —- ohne indeß an den

Wortlaut gebunden zu sein — frei. zu erzählen und

über den religiösen und sittlichen Jnhalt derselben
Auskunft zu geben. Sie muß den Katechismus ih-
rer Kirche kennen, über den Sach-«nnd Werthinhalt
desselben Auskunft zu geben vermögen, zu feiner Er-«
klälTUUgVibelstüche- bjblischeErzählungen,Liederverse
und Lieder heranzuziehen wissen, und eine Anzahl
geistlicherLieder mit richtigem Verständnisse aus dem

Gedächtnissewiedergeben und erklären können.

Jm Deutschen: Bertrautheit mit der Methodik des

Lese- und Sprachunterrichtes,. einige Kenntniß von

den Hmmkwekkgu der poptischen Literatur, nähere Be-

kanntschaft mit den Jugend.schriften.
Die Bewerberin muß Stoffe, welche dem Unter-

richtsgebiete der Volksschule angehören, sowohl mün-.-
lich wie schriftlich zusammenhängenddarstellen kön-
nen, mit den Regeln der Rechtschreibung und Gram-
matik vertraut sein und dieselben sicher ind richtig
anzuwenden wissen.

Z) Jni Rechnen: Fertigkeit im schriftlichenund m Kopf-
Rechnen mit ganzen Zahlen, mit gemeinen un) Dezi-
malbrüchen, Kenntniß der bürgerlichenRechnukgsme
ten und der Rauniberechnungen, sowie Einsicht q die

Methode und die Fähigkeit, das eiiigeschlageneyek-
fahren darzustellen und zu begründen.

Jn der Geschichte:- Bekanntschaft mit den Haut-
thatsachen der allgemeinen, besonders der neuere

deutschen Geschichte.
Jn der Geographie: neben einer speziellerenBe-

kanntschaftmit Deutschland, eine allgemeine Kennt-

niß der politischen Geographieder fünf Erdtheile und

der Hauptsachen aus der physischen und aus der ma-

thenigtischen Geographie. Die Bewerberin muß die

gebräuchlichstenLehrniittel, wie Atlanten, Globen,
Tellurien kennen und anzuwenden wissen.

6) Jn der Naturbeschreibung: Bekanntschaft mit

der Naturgeschichte der drei Reiche, namentlich mit

den hervorstechenden Typen und Familien, sowie mit

den Kultur- und Giftpflanzen, vorzugsweisemit de-

nen ans der Heimath; nähere Einsicht in ein bota-

nisches System, allgemeine Bekanntschaft mit den an-

deren, sowie mit der Bildung und dem Baue der

4)

U V
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Erdrinde. Kenntniß der zweckmäßigftenHilfsmittel

für den Unterricht, Abbildungen,Nachbildungenu. dgl.

7) Jkk der Naturlehre: Allgemeine Bekanntschaft mit

der Physik und den Elementen der Chemie, gewon-
nen auf der Grundlage des Experimentes

; s) Jn der Pädagogik: Bekanntschaft mit den allge-
f meinen Grundsätzen der Erziehung und des Unter-

richtes, und übersichtlicheKenntniß der Entwickelung
des Erziehungs- und Unterrichtswefeus in den letzten
drei Jahrhunderten.

9) Jm Gefange: Sicherheit im Singen eines vorge-
legten Kirchen-, Schul- und Volksliedes und Bekannt-
schaft mit der Gefanglehre.

10)Jm Zeichnen, Turnen und den weiblichen

treffenden Unterrichtes und Bekanntschaft mit den we-

sentlichsten Lehrmitteln für denselben.
Bewerberinnen, welche die Befähigung für den Un-

terricht in den unter 10 genannten Gegenständen zu
erwerben wünschen, haben auch die technische Fertig-

:

keit in denselben nachzuweisen.
»

§. 13. Bewerberinnen, welche die Befähigung für mittlere
und höhere Mädchenfchulenerwerben wollen, haben außer den
im §. 12 bezeichnetenKenntnissen und Fertigkeiten noch nach-
zuweifem

I) Jm Deutschen: Korrektheit und Gewandtheit in zu-

sammenhängendermündlicher fund schriftlicher Dar-

stellung; überfichtlicheBekanntschaft mit der Literatur-

gefchichteund mit der Jugendliteratur, eingehendere
Kenntniß einiger Hauptwerke der Dichtung, Kenntniß

·

der verschiedenen Redeformen,der Dichtungsarten
und der bekanntesten Versweifen (Metra).

2) Jm Französischen und im Englischen: Korrekte
Aussprache, Kenntniß der Grammatik und Sicherheit
in der Anwendung derselben; die Fähigkeit, die in

höherenMädchenschuleneingeführtenSchriftsteller ohne
Vorbereitung zu übersetzenund leichte Stoffe im We-
sentlichen richtig, sowohl mündlich wie schriftlich, dar-

zuftellen; allgemeineKenntniß der Literaturgefchichte.
Z) In der Geschichte: Bekanntschaft mit der allgemei-

nen, zusammenhängendeKenntniß der deutschen Ge-
schichte, besonders der neueren.

§. I4. Ueber die Ergebnisse der Prüfung in den einzel-

k neuGegenständenwird ein Protokoll geführt.
H

seht;DlteLeistUUgeuutu denselben werden nach den Prädikateuz
gu , gut, genugend- nicht genügend beurtheilt. Die Ent-

scheidungdarüber oh die
. .

- nach efu te Befahigung zu ertheilen
oder zu versagen fei,

g ch

RthwsVim Deutschen oder im Rechneu nicht genügt, kann

TnerlelBefähigung,wer den Anforderungen des §. 13 in bei-

spknfremdeksSprachen nicht genügt, keine Befähigung für mitt-

XeVldekhohere Mädchenfchulenerlangen.

BewåsbAufGrundder bestandenen Prüfung erhalten die

richteanrzgnenW ZeUgUIßüber die Befähigung zum Unter-
n d

olks- bezw.an mittleren und höherenMädchenichulen.
.

Im Zeugmsse wird das Ergebniß der Prüfung in den
einzelnenLehkgegenftäudenangegeben. Jn ein Gefammt-Prä-

dlkat Eule Zeugnißnummechwerden diese Urtheile nicht zusam-
««:-".z-;:;U!Ettgefaßt·

-

rein-,

Handarbeiten: Einsicht in die Methode des be- -

« »
·

hängt von dem Gefammtergebnisse derJ
memlg Ub- Wer ledoch den Anforderungen des §. 12 in der

«
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II. Prüfung der Schulvorfteherinnen.

§. 16. Die Prüfung der Schulvorfteheriunen wird vor der

in Gemäßheit des §. l ernannten Kommission abgelegt.
§.17. Die Termine für die Prüfung werden im An-

fchlusse an diejenigen für die Lehrerinnen-Prüfung von dem

Ober-Schulkollegium festgesetzt.
«

§. 18. Zu der Prüfung werden nur solche geprüfteLehre-
rinnen zugelassen, welche den Nachweis ihrer sittlichen Unbe-

scholtenheit und ihrer körperlichenBefähigung, sowie einer min-

destens fünfjährigen Lehrthätigkeit zu führen vermögen und

mindestens zwei Jahre in Schulen unterrichtet haben.
§.19. Die Meldung geschieht bei dem Ober-Schulkolle-

gium mindestens 3 Monate vor dem für die Prüfung angesetz-
ten Termine DerMeldung find außer den in §. 5 erwähnten
Zeugnissen diejenigen über die bisherige Lehrthätigkeit beizu-
fügen.

§. 20. Die Bewerberinnen erhalten von dem Ober-Schul-
kollegium das Thema zu einem Aufsatze aus der Erziehuugs-
und Unterrichtslehre, welchen sie binnen einer Frist von acht
Wochen zu bearbeiten haben. «Der eingereichten selbstgeschrie-
benen Arbeit ist die Versicherung beizufügen,daß keine anderen

als die angegebenen Hilfsmittel benutzt seien.

§. 21. Die mündliche Prüfung hat die Geschichte der Pä-

dagogik, das ganze Gebiet der Erziehungs- und Unterrichtslehre,
vorzüglich aber die spezielle Methodik und die Kenntniß der

Lehrmittel zum Gegenstande
Wo das Zeugniß über die Lehrerinnen-PrüfungLücken in

den positiven Kenntnissen anzeigt, oder wo solche während der

Prüfung über die methodifche Behandlung der einzelnen Lehr-
gegenftändeersichtlich werden, geht die Prüfung auch auf diese

nochmals ein.
«

Außerdemhaben Lehrerinnen, welche nur die Befähigung
für den Unterricht an Volksfchnlen erworben haben, wenn sie

Vorfteherinnen mittlerer und höherer Mädchenschulenzu wer-

den wünfchen, die Prüfung in Bezug auf dieim §. 13 bezeich-
neten Forderungen in der deutschen, der französischenund der

englischenSprache, sowie in der Geschichtenachzuholen.
§. 22. Auf Grund der bestandenen Prüfung erhalten die

Bewerberinnendas Zeugniß, daß sie zur Leitung von Volks-

schulen für Mädchen, beziehungsweise von mittleren und höhe-
ren Mädchenfchulenbefähigt seien. -

§. 23. Jede Bewerberin hat vor ihrem Eintritte in die

Prüfung eine Gebühr von 12 Mark zu zahlen-
Die gegenwärtige Prüfungs-Ordnung tritt mit dem 15.

Januar 1877 in Kraft.

f '"Liibeck,den 21. Dezember 1876.

I Das Ober-Schulkollegium.

l
l

KönigreichPreußen
Ministerial-Erlaß, den Gebrauch von Dienftfiegeln in Schalm-

fpektions-Sarhen betreffend. Vom 26. Oktober 1876.

Berlin, den 26. Oktober 1876.

»
Auf den Bericht vom 23. v. M. wegen eines Dienftfiegels

für den Stadtfchuldirektor N. zu N» welchem die Kreis- und

I Lokal-Schulinspektiou über die Elementarfchuleu seines Wohn-
ortes kommissarischund widerruflich übertragen worden ist, er-

f öffne ich der Königliche-i Regierung, daß es »zu weit führen
Würde- alle diejenigen Personen, welche die staatliche Kreis-

oder Lokal-Schulinfpektion im Nebenamte oder konnuissarifcir
jeder Zeit widerruflich führen, mit besonderen Dienstfiegeln oder --



.--«——.. .. —,4- -—-.- .-»»s-..;..—--;4;i—;-J--. -.

79 Preußen: Baumaterialien-Verrechn.b.Patronatsbauten.V.14.0ktbr.1876.

Dienststempeln Auf Staatskosten ausstatken zU Wollen- zumal in E den Einnahmen aus dem Erlöse für nnbranchbare alte Bauma-

» » » »
.

- terialien, Geräthschaften,Grundstücke 2c. nur dann zu den Bau-
Es ist daher bis Ietzt unbedenklich gefunden

«

den in Betracht kommenden Beziehungen die Verhältnisse man-

nigfach wechseln.
und unter Umständen ausdrücklich darauf hingewiesen worden,
daß Geistliche oder andere Personen, welche Schulinspektionen
im Nebenanite oder kommissarisch jeder Zeit widerruflich ver-

walten, sich in den Schulauffichtsgeschäftender Kirchen- oder

sonstiger geeigneter Siegel bedienen. Es kann daher auch dem

Stadtschuldirektor und kommissarischen Kreis- nnd Lokal-Schul-
inspektor N. nur überlassen bleiben, eins der ihm zur Verfü-

gung stehenden Dienstsiegel auch in den Schulaussichtsgeschäften
zu gebrauchen, wobei ich bemerke, daß übrigens meinerseits
nichts dagegen zu erinnern sein würde, wenn derselbe sich für
die gedachten Geschäfte eines nicht auf Staatskosten zu beschaf-
fenden besonderen Kreis-Schulinspektionsfiegels zu bedienen vor-

ziehen sollte. Letzteres müßte den Königlich Preußischen heral-
dischen Adler und die umschkift enthalten: ,,KönigtichPreußi-
sehe Kreis-Schulinspektion N. im Regierungsbezirk N-«

.

Der Minister der geistlichen ec. Angelegenheiten.
Jm Auftrage: Greifs.

An
die KöniglicheRegierung zu N-

U. IV. 5861.

Ministerial-Erlaß,die Verrechnung des Erlösesfür unbrauchbare I

Baumaterialien bei Patronatsbauten betreffend»
Vom 14. Oktober 1876.

« Berlin, den 14. Oktober 1876.

Die KöniglicheOber-Rechnungskammer hat sich damit ein-

verstanden erklärt,daß rücksichtlichder Verrechnuiig des Erlöses
fürunbrauchbareBauniaterialien bei Patronats-Bauten ferner-

hin dasselbe Verfahren beobachtet werde, welches von dem

Anzeigen

kosten verwendet werden dürfen, wenn sie im Anfchlage vorge-
sehen sind«, auch dort Eingang zu verschaffen nnd das Rech-
nungswesen zu vereinfachen, bestinime ich hierdurch, daß der-

gleichen Einnahmen künftig überall bei Aufstellung der Varian-

schläge annähernd ermittelt, beim Titel ,,Jnsgemein« ausge-
worfen und von der Summe desselben abgerechnet, zu-

gleich aber diese Gelegenheit benutzt werde, den Gefammt-Be-
trag des Anschlages auf Thaler, ohne Groschen nnd Pfennige,
abzurunden. ec.

«

Der Minister für Handel, Gewerbe und öffentlicheArbeiten.

Jm Auftrage: M a k : L ea n.

An
die KöniglicheRegierung zu Wiesbaden.

"

111. 13252.

Die ,,Deutfche Schulzeitung«,
Central-Organ für ganz Deutschland, herausgegeben von

Fr. Ednard Keller,

·
Amtliches. Leitartikel: Statistik des Volksschic-

wesens in Preußen. Korrespondenzen: Berlin (Landtag. Abgeordneten-
chnis. Staatshaushaltsetat Grenze zwischen den väterlichen Rechten und der
Schulzucht echnlbesuchkranker Kinder-. Regulirnng der Gehälter der Volks-
schullehren Zwillehrerstellen an den Kadettenanstalten. Landwirthschaftlicher

enthält in Nr. 4:

; linterricht); Breslau (Ueber den Lehrermangel); Miihlhausen i. Thür. (Schul-

. tell.
feierlichkeit); Aus Schleswig-Holstein" (Schulsprache).

. » «

Berliner Nachrich-
Vermischtes. Dodtenschan Vakante Lehrerstellen. An-

T
zeigen. — Die Beilage (Organ des Vereins deutscher Lehrerinnen und Er-

Herrn Minister für Handel 2c. mittelst des abfchriftlich ange-
«

schlossenen Reskriptesvom 26. Oktober 1869 für die Bauten

seines Ressorts angeordnet worden ist. Demnach ist bei Pa-
tronats-Bauten der Erlös für die in dem Vaukosten-Anschlage
berücksichtigtenunbrauchbaren Baumaterialien auch alsdann zu z

den Baukosten zu verrechnen, wenn diese Materialien nicht dem
»

Bauunternehmer überlassen,sondern anderweitig verkauft werden. j
Unter Abänderung der in dem Zirkular-Erlasfe vom E

März 1853 —- Nr. 664 —- und dem vom 1. April 1865 .-

B. 4764 — gegebenen bezüglichenBestimmungen, veranlasse ich

die KöniglicheRegierung, in künftig eintretenden Fällen dem-

entsprechend verfahren zu lassen.
An

.

sämmtlicheKöniglicheRegierungender achtälteren Probinzen
(exol. in Aachen, Trier und Sigmaringen).

Abschrift erhält die Königliche Regierung zur Kenntniß-
T

nahme und Beachtung unter gleichzeitigemAnfchlnsse je eines

Exemplares der erwähnten Zirkular-Verfügungen.
Der Minister der geistlichen 2c. Angelegenheiten

Jn Vertretung; Sydow
An

die KöniglichenRegiernngen in Kassel und Schleswig,
die Königl. Finanz-Direktion in Hannover, an das

Königl. Konsistorium hier, an das Königl.Proviuzial-
Schulkollegium hier. — Desgl. in gleichemSinne an

die KöniglicheRegierung zu Wiesbaden.
G. III. 6572.

«»WM-—

Beklin, den 26. Oktober 1869.

Um der in den älteren Landestheilen der Monarchie beste-
henden Anordnung: »daß die bei Bauausführungen entstehen-

zieherinnen)enthält: Berichtüber die Versammlung des Vereins deutscher Leh-
rerinnen nnd Erzieherinnen am 2. Jan. 1877 im Ratt-hause Ueber italienische
Kunstschätze,Vortrag von Elis. Förster.

lllustrlrto Ausgabe-,
kann allem Kranken mit Recht

. als ein vortrefflichen populalr-me(11-
»

einige-Eies Fverk empfohlen worden. —-

Vorrälthjg in allen Buchhandlung-In

Soeben erschien bei R. Herkofå in Wittenbergt

Der Rechenunterrirlit in der Volks-
sa Ein Handbnch für den Lehrer. Bearbeiter vvtz) O Schwillt Z. Aussage 1. Die fünf ersten Schul-
jahre Z Mark. Il· Die 3 letzten Schuljahre 2,40 Mark.

Aufgaben zum Kopfrecbnenfiir Weh-
rer an Volks-schalemKeil-M Wegiltng
1. Theil 1 Mark. Z. Theil UZOMark.

— Die Vielfach-bekannten-th Eilet-ZiehenRechetlpücherjåihe
len unstreitig iu den bei-tenProdukten unserer heutigenFrechen-z
hechkejicficitiiii essender sikeixixrxixgipxskßprak-
tischerfSchulinanIhIsts ·fiir»das BedürfnißfdeL Pölksschsile
eiiiktiikrRiiszmvähscnunp-zugrbejthxvexltchxjsikkaßl-W?

sie-sind«-alssniethodifcheAnleitung des Reckzgxlxlsxlkscxxxcziöanzuk
W—WÆ

»
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YYPTHIIIEFIL
die Hand dEJttLEsker53-»

"

(Badische SchlllzeitUUg)-·
,

M

Von ffdenfbonffhohen Schnlbehörden empfohlenen
,

schüttelt-s Aufgaben zum schriftlichen-
"""""E4"H’ciiäspdäfedfsaBisses-giss«Hem» sük Lam-aoohnoai schlicht ((15,20s 40 Pf.), sendet bei beabsichtigter

Probeexemplar franko s, ,

.

no]
die Verlagshandlnng R. Her-rose, Wittenberg

sehenund daher äußerstempfehlendeBücher-
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